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Liebe Leserinnen und Leser,

die zum Teil höchst gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwischen den 
sogenannten „Rothemden“ und „Gelb-
hemden“ im ersten Jahrzehnt des  
21. Jahrhunderts, der Tsunami mit den 
zahlreichen Todesopfern am zweiten 
Weihnachtsfeiertag 2004, der Militär-
putsch vom 22. Mai 2014, der Tod des 
sieben Jahrzehnte regierenden Königs 
Rama IX. Bhumipol am 13. Oktober 2016 
und die Krönungsfeierlichkeiten für 
seinen Sohn und Nachfolger als Rama 
X. Maha Wachiralongkon im Mai 2019 
haben das südostasiatische Königreich 
in diesem Jahrhundert mehrfach in die 
europäische Nachrichtenwelt gebracht. 
Als Urlaubsparadies und Tourismusziel 
hat das Land im Jahr 2017 rund 850.000 
Besucher aus Deutschland angezogen –  
mit steigender Tendenz. 

Der Buddhismus – verbunden mit loka-
ler Volksreligiosität, die teilweise vor-
buddhistische Wurzeln hat – prägt seit 
langem die Kultur des Landes und ist 
eine der tragenden Säulen der natio-
nalen Ideologie. Er hat eine bevorzugte 
Stellung gegenüber anderen Religionen 
inne und prägt trotz Säkularisierungs-
tendenzen immer noch maßgeblich 
den gesellschaftlichen Alltag. Für das 
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Christentum und den Islam hat dies 
zur Folge, dass beide Religionen unter 
ethnischen Thai kaum Fuß fassen 
können. Die buddhistische Religions-
zugehörigkeit gilt für viele Thai weiter 
als nicht zu hinterfragendes Identitäts-
merkmal. Diese Situation bringt mit 
sich, dass christliche Kirchen fast nur 
jene Bevölkerungsgruppen im Land er-
folgreich erreichen, die außerhalb der 
„Thai-Elite“ stehen, und dass der Islam 
hauptsächlich unter der malaiischen 
Bevölkerung des Landes verbreitet ist. 

Durch dieses „Nebeneinander“ der Re-
ligionen sind massive Beschränkungen 
der Religionsfreiheit kaum zu beklagen. 
Da aber der Buddhismus allgegen- 
wärtig ist und die Thai andere Reli- 
gionen als Fremdkörper im Land 
empfinden, kommt es gelegentlich 
zu Versuchen, dem Buddhismus eine 
rechtliche Sonderstellung oder „positiv 
diskriminierende“ Behandlung ein- 
zuräumen, was auf Kosten anderer  
Religionsgemeinschaften geht. Das 
Verhältnis zwischen Buddhismus und 
Islam ist durch die ethnischen Kon-
flikte im Süden des Landes, wo eine 
muslimisch-malaiische Bevölkerung 
die Mehrheit bildet, zwar angespannt, 

dies führt aber bislang nicht zu einer 
grundlegenden Einschränkung der 
Religionsfreiheit für Muslime.

Im vorliegenden Länderbericht werden 
das Nebeneinander der Religionen  
in Thailand und die impliziten Abgren- 
zungen der Religionen voneinander 
dargestellt. Dabei zeigt sich, dass es 
vordergründig zwar keine Einschrän-
kung der freien Religionsausübung 
gibt. Die fehlende Kenntnis des „Ande-
ren“ nährt aber Vorurteile. So werden 
Stimmen in den gesellschaftlichen  
Diskurs eingebracht, die darauf ab- 
zielen, „Nichtbuddhistisches“ stärker  
zu kontrollieren bzw. zu beschränken. 

Durch die Publikation dieses Berichts 
möchte missio auf die Lage der Reli-
gionsfreiheit in Thailand aufmerksam 
machen und dabei aufzeigen, wie eine 
mögliche Gefährdung der Religions- 
freiheit durch Dialogprozesse verhin-
dert werden kann.

Pfarrer Dirk Bingener
missio-Präsident
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Einwohner: 
69,3 Millionen

Religionszugehörigkeit:
69 % Theravada-Buddhisten

18 % Mahayana-Buddhisten und  
schulmäßig nicht fest zugeordnete Buddhisten

5 % sunnitische Muslime
2,2 % Angehörige traditioneller  

naturbezogener Religionen
1,2 % Christen 

1,8 % Personen ohne religiöse Zuordnung

Die hier genannten statistischen Angaben sind Schätzwerte für 2015,  
die von verschiedenen (auch unabhängigen) Institutionen stammen  
(vgl. Association of Religion Data Archives, unter: http://www.thearda.
com/internationalData/countries/Country_220_1.asp [Stand: 25. Juli 2019]).  
Hinsichtlich der Zugehörigkeit zum Buddhismus weichen sie von offi- 
ziellen staatlichen Angaben deutlich ab, da diese nur pauschal von rund 
93 % Theravada-Buddhisten sprechen.
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Das Königreich Thailand hat eine Fläche von 513.115 km² und derzeit 
etwa 69,3 Millionen Einwohner. Die diplomatischen Beziehungen 
zwischen Thailand und der Bundesrepublik Deutschland wurden 
am 28. Mai 1952 aufgenommen. Die heutigen Staatsgrenzen sind 
im Wesentlichen am Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts durch Vereinbarungen zwischen dem damaligen Königreich 
Siam und den europäischen Kolonialmächten Frankreich und Eng-
land festgelegt worden, indem die Grenzziehung zu Laos (als fran-
zösisches Kolonialgebiet) über weite Strecken entlang des Mekong 
erfolgte. Dadurch wurde die „laotische“ Bevölkerung des heutigen 
Isaan (Nordosten Thailands) in das Königreich einbezogen. Im Sü-
den wurden malaiischsprachige und von Muslimen bewohnte Pro-
vinzen vertraglich von den Engländern an das buddhistisch do-
minierte Königreich abgetreten. Im so entstandenen Staatsgebiet 
leben damit unterschiedliche ethnisch-kulturelle Gruppen:1 Die 
Zentral-Thai in der Hauptstadt Bangkok und in der zentralthailändi-
schen Schwemmebene entlang des Chao Phraya bilden die Bevöl-
kerungsmehrheit und die Laoten des Isaan wurden im nationalisti-
schen Diskurs des 20. Jahrhunderts an die Thai-Identität assimiliert. 
Wenig erfolgreich – bis in die Gegenwart – blieben solche Assimi-
lierungsversuche hingegen bei den verschiedenen kleinen ethni-
schen Minderheiten im Bergland des Nordens und Nordwestens, 
aber auch bei chinesischen und vietnamesischen Migranten, die 
– beginnend im späten 19. Jahrhundert – in das Königreich einwan-
derten, sowie bei den malaiischen Muslimen im Süden des Landes. 
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Diese ethnischen bzw. sprachlichen Gruppen stehen dadurch bis 
heute oft am Rand der Thai-Gesellschaft – sowohl kulturell und 
religiös als auch wirtschaftlich. 

Die politische Geschichte auf dem Gebiet des heutigen Thailand 
bis zum frühen 2. Jahrtausend war nicht durch die Thai geprägt,2 
deren ursprüngliche Siedlungsgebiete in Yunnan im Südwesten der 
heutigen Volksrepublik China lagen, wo sie eine naturverbundene 
Religion mit dem Glauben an Geister (phi) praktizierten. Während 
des 1. Jahrtausends dominierte die Volksgruppe der Mon weit-
gehend das Gebiet des heutigen Zentralthailand sowie Teile des 
heutigen Myanmar. Vom 8. Jahrhundert bis zum frühen 13. Jahrhun-
dert konnten aber auch die Khmer von ihren Zentren im heutigen 
Kambodscha ausgehend ihren politischen Einfluss westwärts aus-
dehnen. Während die Mon der Oberschicht Theravada-Buddhismus 
praktizierten, waren unter den Khmer der Mahayana-Buddhismus 
und zeitweilig auch der Hinduismus die dominierenden Religionen. 

Zur Einwanderung der Thai führten Verschiebungen der politi-
schen Machtverhältnisse in China und Südostasien. Durch die Inva-
sion der Mongolen in China in der Mitte des 13. Jahrhunderts gerie-
ten die Thai in Yunnan unter Druck, dem sie durch eine vermehrte 
Abwanderung in südliche Richtung entgehen konnten, die bereits in 
kleinem Ausmaße einige Generationen zuvor begonnen hatte. Diese 
zunehmende Expansion nach Süden war aber auch möglich, da die 
politische Dominanz des Königreichs Pagan in Myanmar und dieje-
nige der Khmer einen Niedergang erfuhr, und auch die lokalen Mon 
auf dem Boden Thailands nicht imstande waren, aus diesem Vaku-
um politischen Vorteil zu ziehen. So konnten die Thai um 1240 ihre 
von den ehemaligen Machtblöcken unabhängige Königsherrschaft in 
Sukhothai errichten.3 König Ram Khamhaeng gelang es in den beiden 
letzten Jahrzehnten des Jahrhunderts, seinen Herrschaftsbereich bis 
ins Gebiet des heutigen Laos, im Westen in Teile Myanmars und im 
Süden auf die malaiische Halbinsel auszubreiten und so eine ers-
te überregionale kulturelle Thai-Tradition zu etablieren. Diese war 
(und ist) durch den Theravada-Buddhismus geprägt, den die Thai in 
Sukho thai von den Mon übernommen hatten. Die politische Herr-
schaft von Sukhothai wurde jedoch nach rund einem Jahrhundert 
durch den Aufstieg einer lokalen Dynastie in Ayutthaya (rund 85 Kilome-
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ter nördlich von Bangkok) beendet. Das Herrscherhaus in Ayutthaya 
stärkte nicht nur die buddhistisch inspirierte Königsideologie, der 
zufolge der Herrscher theoretisch die Führung der gesamten bud-
dhistischen Welt beansprucht; aufgrund der Machtentfaltung über 
die Khmer in Kambodscha wurde auch die Rolle von hinduistischen 
„Hofbrahmanen“, die im Khmer-Königtum eine wichtige Rolle spiel-
ten, in Thailand rezipiert – und das bis in die Gegenwart. Unter König 
Narai, der 1656–1688 regierte, kam es zu ersten Kontakten zwischen 
der Thai-Oberschicht mit Muslimen und europäischen Christen. Na-
rais Regierungszeit war der Höhepunkt des Königtums in Ayutthaya. 
Im 17. Jahrhundert wurde dieses Königreich durch eine fortwährende 
birmanische Expansion nach Nord- und Zentralthailand geschwächt, 
die Stadt Ayutthaya wurde 1767 zerstört.

General Thaksin konnte kurz danach die Birmanen aus Thailand 
vertreiben und verlagerte das politische Zentrum weiter nach Sü-
den. In Thonburi errichtete er seine neue Hauptstadt, verlor aber 
die politische Herrschaft im Jahr 1782 an General Chao Phraya 
Chakri, den Begründer der bis heute regierenden Königsdynastie. 
Unter seinem Thronnamen Rama I. gründete dieser – am Ostufer 
des Chao Phraya gegenüber von Thonburi – die neue Hauptstadt 
Bangkok. Die nachfolgenden Herrscher förderten den Buddhismus 
und festigten das Königtum durch eine absolute Monarchie, wobei 
es den Herrschern gelang, sich durch Verträge gegen eine formel-
le Kolonisierung durch Franzosen bzw. Engländer zu behaupten. 
In Abwehr gegenüber Fremdeinflüssen setzte während der Regie-
rungszeit von Rama VI. Wachirawut (1910–1925) die Entwicklung des 
Thai-Nationalismus in Verbindung mit der Stärkung des Thai-Bud-
dhismus als Identitätsfaktor ein.4 Der Begriff „Thai“ wird dabei zu 
einem Identitätsmerkmal, was sich 1932 auch in der Umbenennung 
des Königreichs Siam in „Thailand“ widerspiegelt. In diesem Zusam-
menhang wurde die absolute Monarchie in eine konstitutionelle 
umgewandelt. Die dadurch geschaffene nationale Identität beruht 
auf drei Säulen: 

Chat: Identifikation mit einem unteilbaren Staat.
Sasana: Religion, aber de facto ist Buddhismus gemeint.
Phra maha kasat: uneingeschränkte Hingabe an die Monarchie.

Alle drei Elemente bilden bis heute die Grundlagen jedes Diskur-
ses über die nationale Ideologie, die jedoch nicht von allen Bewoh-
nern des Königreichs akzeptiert wird. Denn diese „Thai-Identität“ ist 
zwar für die Zentral-Thai, die Lao-Thai in Isaan sowie die Yuan-Thai 
im Norden des Landes stimmig, für außerhalb des „Thai-Spektrums“ 
stehende Bevölkerungsteile enthält die Identifikation mit dem un-
teilbaren Staat jedoch politisches und zivilgesellschaftliches Span-
nungspotential. Zu diesen Gruppen gehören in erster Linie die ma-
laiischen Muslime im Süden des Landes, (meist urbane) Chinesen 
sowie die verschiedenen Bergstämme (chao khao), zu denen zum 
Beispiel die Karen, Hmong, Lahu, Lisu, Akha und Yao gehören. Die-
se Bevölkerungsgruppen werden – durch die Staatsideologie – aus 
dem Prozess der Staatsbildung zwar nicht ausgeschlossen, jedoch 
verhindert diese Ideologie, dass sie in diesen Prozess vollkommen 
eingeschlossen werden. Ein weiterer – gesellschaftlich gelegent-
lich virulenter – Problembereich hängt mit der uneingeschränkten 
Akzeptanz der Monarchie zusammen: Jede Kritik am Königshaus 
ist untersagt. Diese implizite Einschränkung von Meinungsfreiheit 
kann bis zur gerichtlichen Verurteilung von Kritikern des Königtums 
unter dem Vorwurf der „Majestätsbeleidigung“ führen. 

Der Nationalismus prägt(e) im 20. und 21. Jahrhundert die In-
nenpolitik des Landes, was zur Beschränkung demokratischer Bür-
gerrechte durch restriktive Ministerpräsidenten – so zum Beispiel 
unter der Regierung Phibun Songkhrams (Regierungszeit: 1938–1944 
und 1948–1957) und Sarit Thanarats (1958–1963) – oder durch die 
zeitweilige Machtergreifung durch das Militär (zum Beispiel 1973; 
1976; 1991; 2006; 2014) führte. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts konn-
te Thaksin Shinawatra mit seiner Thai-Rak-Thai-Partei („Thai lieben 
Thai“) einen überragenden Wahlsieg feiern, allerdings formierte 
sich gegen seine Regierung bald eine Opposition, die unter dem 
Sammelbegriff „Gelbhemden“ ab 2005 zu Protesten gegen Thaksins 
Machtmissbrauch aufrief.5 Die Auseinandersetzung zwischen den 
„Gelbhemden“ und den als „Rothemden“ bezeichneten Anhängern 
Thaksins erreichten zeitweilig beinahe die Ausmaße eines Bürger-
kriegs. Erneutes Eingreifen des Militärs und Thaksins Flucht ins 
Ausland im Jahr 2006, die andauernden Spannungen zwischen Rot-
hemden und Gelbhemden, der Wahlerfolg von Yingluck Shinawatra 
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im Jahr 2011 und ihr Sturz durch das Militär am 22. Mai 2014 sind 
zentrale Ereignisse einer spannungsreichen Politik des Landes in 
der jüngsten Zeit. Seit dem letzten Militärputsch regiert der ehe-
malige Oberbefehlshaber Prayut Chan-o-Cha als Ministerpräsident 
das Land. 

Durch die Umwandlung des Königreiches Siam in die konstitu-
tionelle Monarchie Thailand im Jahr 1932 ist der thailändische König 
in seiner aktiven politischen Macht beschränkt und übt mehr die 
Funktion der symbolischen Führung des Landes und des Garan-
ten der nationalistisch und buddhistisch-religiös geprägten Staats-
ideologie aus. Der mehr als sieben Jahrzehnte regierende König 
Rama IX. Bhumipol (gestorben am 13. Oktober 2016) hatte zu den 
meisten Ministerpräsidenten ein gutes Verhältnis, so dass er sich 
häufig auch zugunsten des Landes aktiv in die Politik einbrachte; 
die Opposition der Gelbhemden gegen Premierminister Thaksin 
Shinawatra spiegelt – durch die „königliche Symbolfarbe“ Gelb – 
wider, dass diese Opposition gegen den Premierminister auf der 
Seite des Königs steht, der seinerseits mehrfach Thaksins Politik 
kritisierte. Nach dem Tod von Rama IX. wurde sein Sohn am 1. De-
zember 2016 als Rama X. Maha Wachiralongkon zum neuen König 
proklamiert und in den Krönungsfeierlichkeiten vom 4. bis 6. Mai 
2019 durch das brahmanische Hofzeremoniell und buddhistische 
Krönungsrituale als neuer Herrscher inthronisiert. 

Der Zensus des Jahres 2010 weist 93 % der Bevölkerung Thailands 
als Theravada-Buddhisten und 5 % als Muslime aus. Andere re-
zente Schätzungen von staatlich unabhängigen Institutionen sind 
detaillierter, wenn etwa für das Jahr 2015 zwischen 69 % Therava-
da-Buddhisten und 18 % Buddhisten verschiedener Schulen der 
Mahayana-Traditionen und anderer Richtungen differenziert wird. 
Diese Unterscheidung innerhalb der Buddhisten berücksichtigt 
besser, dass der dominierende Theravada-Buddhismus nicht die 
einzige Form des Buddhismus in Thailand ist. Dazu kommen 5 % 
sunnitische Muslime, 2,2 % Angehörige traditioneller naturbezoge-
ner Religionen, etwa 1,2 % Christen und 1,8 % nichtreligiöse Per-
sonen.6 Solche Zahlen zeigen die demographische Dominanz des 
Buddhismus unter den anerkannten Religionen7 Thailands, wozu 
neben Buddhismus auch Christentum, Islam, Hinduismus und Si-
khismus gehören. Die Anerkennung erfolgt für den Buddhismus 
durch das Nationale Buddhismus-Büro, das direkt dem Premiermi-
nister untersteht, während die anderen Religionen durch das Büro 
für religiöse Angelegenheiten im Kulturministerium anerkannt wer-
den. Dafür müssen unter anderem folgende Kriterien erfüllt sein: 
Es bedarf mindestens 5.000 Mitgliedern entsprechend dem Zensus 
sowie einer eigenen Theologie. Zudem gilt das Verbot politischer 
Aktivitäten, weshalb buddhistische Mönche bzw. Geistliche anderer 
Religionen weder für das Unterhaus noch für den Senat der thai-
ländischen Nationalversammlung kandidieren dürfen. Mit der An-
erkennung sind Vorteile verbunden,8 etwa Steuerreduktion, erleich-
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terte Verfahren für die Erteilung von Aufenthaltsvisa für aus dem 
Ausland kommende Geistliche oder religiöse Lehrer, aber auch die 
finanzielle Unterstützung der Religionen von Seiten des Staates für 
den Erhalt von religiösen Bauten, zur Finanzierung von Religions-
unterricht, für die Förderung weiterer religiöser und sozialer Pro-
jekte sowie für die Finanzierung der Mönche und Geistlichen. Für 
das Rechnungsjahr vom 1. Oktober 2017 bis zum 30. September 2018 
verfügte das Büro für religiöse Angelegenheiten für Christentum, 
Islam, Hinduismus und Sikhismus gemeinsam über die Summe von 
410 Millionen Baht (ca. 12 Millionen Euro); dem Nationalen Buddhis-
mus-Büro standen über 4,9 Milliarden Baht (ca. 142 Millionen Euro) 
zur Finanzierung des Buddhismus zur Verfügung. 

Buddhismus
Der Buddhismus – zunächst im 1. Jahrtausend unter den Mon in 
Zentralthailand und ab dem 13. Jahrhundert in den Thai-Königrei-
chen9 verbreitet – ist in der Theravada-Form die dominierende Re-
ligion, ohne den rechtlichen Status einer Staatsreligion zu besitzen. 
Denn formal ist der Buddhismus den vier anderen anerkannten Re-
ligionen gleichgestellt. Allerdings muss der König ein Buddhist sein, 
weil er der Beschützer der Religion (sasana) ist. Im Umkehrschluss 
bedeutet dies, dass sasana als eine der Säulen der Staatsideologie 
als Buddhismus interpretiert wird, wodurch der Buddhismus in der 
politischen und gesellschaftlichen Realität gegenüber den anderen 
Religionen einen Vorrang erhält. 

Im Theravada-Buddhismus spielt die vierfache Gesellschafts-
struktur mit Mönchen, Nonnen, männlichen und weiblichen Laien 
eine wichtige Rolle im Streben nach der Beendigung des Geburten-
kreislaufs im Nirvana. Allerdings besteht zwischen Ordinierten und 
Laien ein klares Abhängigkeitsverhältnis, das in der Wertschätzung 
und Unterstützung der Mönche – zur Diskussion um die Rolle der 
Nonnen siehe unten – durch Laien einen deutlichen Niederschlag 
findet. Die gesellschaftliche Stellung der Mönche wird dabei durch 
die beiden dominierenden Orden (Mahanikai und Thammayutnikai) 
mit ihrer engen Verbindung zum Staat gestärkt, was im San gha-
Gesetz (Ordensgesetzgebung) von 1962 geregelt ist. Der Großteil der 
im Jahr 2018 bestehenden 41.000 Tempel mit Klöstern und die rund 

335.000 registrierten Mönche gehören zu einem der beiden Orden. 
Dies bedeutet einerseits eine Festigung des Mönchtums. Anderer-
seits findet auch eine Infragestellung der Dominanz der Mönche 
statt. Denn es ist ein vorsichtiger Trend mit säkularistischen Ten-
denzen zu beobachten, vor allem in einer sich langsam entwickeln-
den urbanen „westlich“ beeinflussten Kultur mit Orientierung an 
wirtschaftlichem Erfolg und teilweiser Idealisierung westlichen 
Konsums. Genauso stellen mahayana-buddhistische Richtungen 
– geprägt von chinesischen und vietnamesischen Migranten – die 
alleinige Deutungshoheit für den Buddhismus durch die Therava-
da-Mönche infrage bzw. bieten sich auch als alternative Richtungen 
für Thai-Buddhisten an. Die Auseinandersetzung mit Mahayana-
Gedankengut hat unter anderem individuelle „Reformdenker“ des 
Theravada-Buddhismus wie den Mönch Buddhadasa (1906–1993) 
oder den Laien Sulak Sivaraksa (geboren 1931) beeinflusst, aber 
auch Reformbewegungen wie Santi Asok oder Thammakay, indem 
die Notwendigkeit betont wird, dass der Theravada-Buddhismus 
sich stärker auch mit sozialen Fragen und Problemen der Gegen-
wart auseinandersetzen müsse, als dies durch die beiden dominie-
renden Orden geschehe. 

Buddhistisches Alltagsleben ist nur teilweise von solchen Re-
formströmungen berührt und orientiert sich häufig an Praktiken 
der Volksfrömmigkeit, in die auch Traditionen hinduistischer Her-
kunft oder vorbuddhistische Formen der Verehrung von Geistern 
(phi) einbezogen werden.10 Die Verehrung des sogenannten Sma-
ragd-Buddhas als „Schutzgeist“ des Staates und des Königtums, die 
Wertschätzung von Buddha-Reliquien, zu denen auch ein angebli-
cher Fußabdruck Buddhas (phra phuttabat) in der Provinz Sariburi 
in Zentralthailand gehört, oder Rituale zur Stärkung des khwan, von 
dem die geistige und physische Vitalität eines Menschen abhängt, 
sind als Beispiele dieses „Alltagsbuddhismus“ zu nennen, die nur 
mit Einschränkung mit klassischen buddhistischen Lehrinhalten 
verbunden werden können. Ähnliches gilt für das populäre Song-
kran-Fest (Mitte April), das ein ursprünglich jahrzeitlich bedingtes 
Neujahrsfest mit hinduistischen Elementen ist, sowie für das „Lich-
terfest“ (Loi Krathong) am Vollmondtag im November, das zu Eh-
ren von Wassergeistern durchgeführt wird. Beide Feste – längst in 
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den thai-buddhistischen Festkalender einbezogen – haben jedoch 
keine genuinen buddhistischen Inhalte. Anders ist dies bei Wisa-
kha Bucha, dem Vesak-Fest zum Vollmondtag im Mai, an dem die 
drei zentralen Ereignisse im Leben Buddhas – seine Geburt, seine 
Erleuchtung und sein Eingehen ins Nirvana – von Theravada-Bud-
dhisten gefeiert werden; die chinesischen und vietnamesischen 
Mahayana-Buddhisten feiern an diesem Tag jedoch nur die Geburt 
Buddhas, die beiden anderen Ereignisse dagegen im Dezember 
bzw. Februar. Chinesische Mahayana-Buddhisten feiern im Juli/Au-
gust das „Fest für die Hungrigen Geister“, um dadurch jene Toten, 
die als Höllenbewohner wiedergeboren werden, durch die Opfer-
gaben freundlich zu stimmen und ihnen eine bessere zukünftige 
Wiedergeburt zu ermöglichen. Obwohl nicht grundsätzlich mit den 
Theravada-Lehren verbunden, ist dieses Fest ein populärer Teil der 
Volksfrömmigkeit Thailands.

Christentum
Fünf christliche Kirchen sind offiziell registriert: die römisch-katho-
lische Kirche; die Church of Christ of Thailand; die Baptisten; die 
Siebenten-Tags-Adventisten und die Evangelische Gemeinschaft 
Thailands. Andere kleinere Kirchen müssen sich entweder einer der 
vier genannten protestantischen Kirchen zuordnen oder sie bleiben 
außerhalb der staatlichen Anerkennung und können daher damit 
verbundene Vorteile nicht beanspruchen. 

Die Anfänge des Christentums in Thailand11 datieren aus dem 
Jahr 1567, als die katholischen Portugiesen Jeronimo da Cruz und 
Sebastiao da Conto aus Malacca im heutigen Malaysia ins Land ka-
men, blieben jedoch ohne nachhaltigen Erfolg. Unter König Narai 
konnten Mitglieder der Missions Étrangères de Paris (MEP) Missi-
onsaktivitäten in der Hauptstadt Ayutthaya beginnen, so dass be-
reits 1662 erstmals ein Apostolisches Vikariat errichtet wurde. Im 19. 
Jahrhundert zeigte sich König Rama IV. Mongkut zwar offen gegen-
über dem Christentum, allerdings konvertierten kaum Thai aus der 
Oberschicht. Die geringen Missionserfolge beschränkten sich auf 
Personen, die meist am Rande der gesellschaftlich und wirtschaft-
lich erfolgreichen Bevölkerungsgruppen standen. Die protestanti-
sche Mission begann 1828 durch Karl F. Gützlaff und Jacob Tomlin 

von der London Missionary Society, 1840 kamen auch amerikani-
sche presbyterianische Missionare ins Land. Erwähnenswert in or-
ganisatorischer Hinsicht ist die Teilung des Apostolischen Vikariats 
in zwei eigenständige Vikariate 1841. Im Jahr 1843 wurde die erste 
Übersetzung des Neuen Testaments auf Thailändisch gedruckt. Ein 
Unterschied zwischen katholischen und protestantischen Missio-
naren ab dem 19. Jahrhundert besteht in der Zielgruppe: Während 
die katholische Kirche sich stärker an Chinesen und Vietnamesen 
sowie ethnische Gruppen im Norden Thailands wendete, fokussier-
ten protestantische Missionare ihre Arbeit auf Thai im Norden und 
Nordosten des Königreichs, missionierten jedoch nicht in Zentral-
thailand und in der Hauptstadt Bangkok – eine Vorgehensweise, 
die sich tendenziell bis in die Gegenwart auf die Demographie der 
Christen Thailands auswirkt. 1919 wurde die Kirche der Siebenten-
Tags-Adventisten gegründet und 1934 schlossen sich 424 verschie-
dene Richtungen zur Church of Christ in Thailand zusammen, wo-
durch die bis zur Gegenwart größte protestantische Denomination 
im Land entstand. 

In den 1960er Jahren nahm die Zahl der Christen vor allem im 
Norden Thailands deutlich zu, teilweise als Resultat der Auswei-
sung westlicher Missionare aus dem benachbarten Birma (heute 
Myanmar), teilweise durch die Konversion ethnischer Gruppen, die 
in der Annahme des Christentums die Chance sahen, ihre eigene 
ethnische und kulturelle Identität gegenüber dem sogenannten 
Thammacarik-Programm12 zu bewahren. Mit Thammacarik (wörtlich: 
„wandernde [buddhistische] Lehre“) wird eine vom Innenminis-
terium und den buddhistischen Orden initiierte Missionstätigkeit 
bezeichnet, die das Ziel verfolgte, ethnische Nicht-Thai-Gruppen 
durch die Konversion zum Buddhismus an die Thai-Kultur zu as-
similieren. Die Ablehnung der buddhistischen Konversion und die 
Hinwendung verschiedener ethnischer Gruppen zum Christentum 
brachte für Letzteres administrative Veränderungen mit sich: Bang-
kok wurde – wegen der Zunahme der Zahl der Christen – im Jahr 
1965 zum Erzbistum erhoben und es entstanden weitere Diözesen 
(gegenwärtig zehn). Auch verschiedene protestantische Denomi-
nationen organisierten sich in neuer Form, so 1969 die Evangeli-
sche Gemeinschaft Thailands. In den 1980er Jahren entstand als 
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vielen Jahrhunderten in Thailand leben und sich – abgesehen von 
der Religion – der Thai-Kultur assimiliert haben. 99 % der Muslime 
gehören der schafiitisch-sunnitischen Rechtsschule an. An der or-
ganisatorischen Spitze der Muslime steht der Chularajamontri, der 
Großmufti Thailands. Er wird – wie die Mitglieder des Zentralen Is-
lamrates – vom König ernannt.

Die Anfänge des Islam im Süden des heutigen Thailand reichen 
ins 14. Jahrhundert zurück. Im Gebiet Pattanis stellte sich das nörd-
lichste malaiisch-muslimische Königreich als Grenzposten den in 
den Süden vordringenden Thai in den Weg. Das Verhältnis zwischen 
den muslimischen Kleinstaaten und dem Königreich war wegen 
Tributzahlungen, die meist an die Thai zu entrichten waren, durch 
die Jahrhunderte eher angespannt, ohne dass es zu offenen Kriegs-
handlungen kam. Am Ende des 19. Jahrhunderts brachen jedoch 
Unruhen aus, da Thailand die entsprechenden Gebiete durch eine 
Verwaltungsreform der Provinzeinteilung in das Königreich integ-
rieren wollte. Als Lösung – aus Sicht Thailands – bot sich eine ver-
tragliche Vereinbarung mit England an, bei der die vier oben ge-
nannten Provinzen dem Königreich zugesprochen wurden. Dafür 
verzichtete Thailand auf eine Einmischung oder auf Ansprüche auf 
die anderen im heutigen Malaysia liegenden Kleinstaaten zuguns-
ten der englischen Kolonialinteressen. Diese neue Grenzziehung 
trennte nicht nur die eng miteinander verbundenen islamischen 
Gebiete, sondern kann letztlich als Ausgangspunkt für die Margina-
lisierung und die daraus resultierende Separatismusbewegung von 
Muslimen in Thailand gelten.

Gelegentliche Versuche, eine Aussöhnung zwischen Muslimen 
und Buddhisten zu finden, scheitern in der Regel daran, dass keine 
der beiden Seiten die eigene ethnisch-kulturell-religiöse Identität 
„verwässern“ möchte und dass die Thai-Ideologie mit dem Behar-
ren auf der malaiisch-muslimisch-kulturellen Identität unvereinbar 
ist. Dadurch entstanden ab den 1960er Jahren verschiedene mus-
limische Separatismusbewegungen. Während die 1964 gegründete 
„Vereinigung junger Muslime in Thailand“ auf eine Revitalisierung 
und Verbreitung des Islam zielt und nicht nur malaiische Musli-
me im Süden des Landes im Blick hat, streben andere Bewegungen 
die Unabhängigkeit der islamischen Provinzen an: Die „Vereinigte 

unabhängige protestantische Kirche die Thai Ezra Kirche, die vor 
allem im Nordosten des Landes verbreitet ist. Zugleich ist seit den 
1980er Jahren zu beobachten, dass charismatische und pfingstleri-
sche Kirchen – zum Teil mit amerikanischen und südkoreanischen 
Missionaren – größeren Zuspruch erhalten als die „älteren“ und 
etablierten protestantischen Denominationen bzw. die römisch-ka-
tholische Kirche. Dadurch ist die Zahl der Protestanten in Thailand 
etwas höher als die der Katholiken.

Bezüglich der Stellung der Katholiken und Protestanten in der 
Gesellschaft Thailands gibt es graduelle Unterschiede. Als Gemein-
samkeit ist zu erwähnen, dass politische Führer dem Christentum 
eine ambivalente Einstellung entgegenbringen. Einerseits weiß 
man die sozialen Leistungen der Kirchen im Erziehungs-, Gesund-
heits- und karitativen Bereich zu würdigen, andererseits fürchtet 
man, dass durch die guten Netzwerke der Christen zu viel „christ-
lich-westliches“ Fremdgut in die Thai-Gesellschaft eindringen und 
den Thai-Nationalismus und die Thai-Identität untergraben könnte. 
Daher versuchen Katholiken – stärker als Protestanten –, im Rah-
men sozialer Aktivitäten den religiösen Aspekt in den Hintergrund 
zu rücken, während vor allem charismatische und/oder evangeli-
kale protestantische (Teil-)Kirchen die Gewinnung von Gläubigen 
als primäres Missionsziel nennen, weitgehend unter Missachtung 
der Thai-Kultur.13 Dies erweckt bei vielen Thai weiterhin den Ein-
druck, dass das Christentum eine fremde „ausländische“ Religion 
sei. Daher hat Papst Franziskus bei seinem Besuch im November 
2019 zutreffend darauf hingewiesen, dass es notwendig sei, dass 
sich das Christentum seiner „fremdartigen Kleidung“ entledige, um 
ein stärker thailändisches Gesicht zu zeigen.

Islam
Muslime leben – aufgrund historischer Grenzziehungen – vor al-
lem in den vier Provinzen Narathiwat, Yala, Satun und Pattani im 
Süden des Königreichs.14 Dabei handelt es sich um Malaien, deren 
Muttersprache zum Großteil nicht das Thailändische ist, sondern 
der malaiische Jawi-Dialekt. Dadurch unterscheidet sich diese mus-
limische Mehrheit klar von jenen Muslimen, die als Nachkommen 
von indischen bzw. chinesischen Händlern oder Seefahrern seit 
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Organisation zur Befreiung Patanis“ wurde 1968 in Mekka gegrün-
det, die „Nationale Befreiungsfront Patanis“ sucht seit 1977 eben-
falls die Unterstützung Saudi-Arabiens für ihre Ziele. Damit wird 
der Islam Thailands in die internationalen, teilweise militanten bis 
terroristischen Netzwerke, die vom arabischen Raum ausgehen, 
einbezogen. Dies führte schließlich am Beginn des 21. Jahrhunderts 
zu einer deutlichen Verschärfung der Auseinandersetzung zwischen 
der Regierung in Bangkok und den Muslimen des Südens unter der 
Führung der „Nationalen revolutionären Front“ (Barisan Revolu-
si Nasional) mit mehreren tausend Toten. Dabei ist zu beachten, 
dass dieser bis zur Gegenwart nicht gelöste Konflikt keineswegs 
nur auf eine religiöse Auseinandersetzung zwischen Muslimen und 
Buddhisten reduziert werden darf, da für Muslime auch nachteilige 
sozialökonomische Faktoren eine Rolle spielen. Dies führt auch zu 
einer Radikalisierung von Muslimen im Süden des Landes, die zu-
sätzlich durch die illegale Einwanderung von radikalen Muslimen 
aus Kambodscha verstärkt wird.15

Hinduismus und Sikhismus
Beim Hinduismus sind zwei Gruppen zu unterscheiden:16 Die klei-
ne Zahl der oben genannten königlichen Brahmanen sind seit der 
Ayutthaya-Periode eng mit dem Herrscherhaus verbunden und als 
„Hofbrahmanen“ für die Durchführung von dynastie- und staats-
bezogenen Ritualen verantwortlich. Die andere Gruppe sind Hindus, 
deren Vorfahren seit der Mitte des 19. Jahrhunderts als Migranten 
zunächst aus dem britischen Kolonialgebiet im heutigen Malaysia 
und seit der Mitte des 20. Jahrhunderts auch direkt aus Indien, be-
sonders aus dem Punjab, nach Thailand gekommen sind. Die Ge-
samtzahl der Religionsangehörigen wird auf ca. 100.000 geschätzt, 
rund 75 % leben in Bangkok.

Das Oberhaupt der „Hofbrahmanen“ ist der Maharajaguru im De-
vasthana Bosth Brahmana, ihrem Haupttempel in Bangkok, der den 
drei Hindu-Gottheiten Shiva, Ganesha und Vishnu geweiht ist. Ein 
zweiter Tempel befindet sich im Süden des Landes. Wegen ihrer fast 
ausschließlichen Verbindung zum Königtum, die jüngst bei den Krö-
nungszeremonien für Rama X. sichtbar wurde, bestehen zwischen 
diesen Brahmanen und den anderen Hindu-Gemeinden kaum Kon-

takte. Die anderen Hindu-Gruppen sind durch ihre unterschiedliche 
ethnische (und sprachliche) Herkunft eng mit einzelnen Tempeln 
verbunden: Der älteste Tempel (für Shiva und seine Gattin) stammt 
aus dem Jahr 1870 und war der Mittelpunkt tamilisch-südindischer 
Hindus. Seit langem sind 95 % der Besucher des Tempels Thai-Chi-
nesen, die Priester kommen jeweils aus Südindien. Hindus aus dem 
Punjab haben einen eigenen Tempel, den Dev Mandir, mit Vishnu 
und Lakshmi als Hauptgottheiten. Ein weiterer Vishnu-Tempel ist 
der Mittelpunkt jener Hindus, die vor allem aus Uttar Pradesh in 
Indien eingewandert sind. Trotz der kleinen Anzahl von Hindus in 
Thailand lässt sich hier und in anderen Orten Thailands – analog 
zur Situation in Indien – die interne Vielfalt des „Hinduismus“ be-
obachten. Hinsichtlich der Stellung der Hindus in der Gesellschaft 
und im Alltag Thailands ist zu beobachten, dass fast alle Hindus die 
thailändische Staatsbürgerschaft haben. Die „Hofbrahmanen“ und 
die Nachkommen der Tamilen sind dabei – einschließlich des Ver-
lusts ihrer ursprünglichen indischen Sprachen – weitestgehend an 
die Thai-Kultur assimiliert, Hindus aus dem Punjab bzw. aus Uttar 
Pradesh hingegen haben es bis zur Gegenwart geschafft, ihre eige-
ne kulturelle und ethnische Identität zu bewahren und zugleich ein 
integrierter Teil der Thai-Gesellschaft zu sein.

Die Zahl der Sikhs17 ist niedriger als die der Hindus, da aber die 
meisten von ihnen aus dem Punjab im Nordwesten Indiens und 
dem heutigen Pakistan stammen, haben sie – abgesehen von der 
religiösen Verschiedenheit – enge wirtschaftliche und kulturelle 
Kontakte zu jenen Hindus, die ebenfalls aus dem Punjab stammen. 
Die ersten Sikhs waren noch im späten 19. Jahrhundert nach Thai-
land gekommen, eine weitere große Zuwanderungswelle setzte 
nach der Teilung des indischen Subkontinents nach 1947 ein. Das 
Zentrum der Sikhs ist der Stadtteil Pahurat in Bangkok, wo nicht nur 
viele Sikhs ansässig sind, sondern sich auch ihr Kultbau, ein soge-
nannter Gurdwara, befindet. Dieser Gurdwara wird – wie die rund 20 
Gurdwara im ganzen Land – durch den Shri Guru Singh Sabha, die 
Dachorganisation der Sikhs in Thailand, verwaltet. Das religiöse Le-
ben der Sikhs fokussiert sich auf individuelle Besuche im Gurdwara 
sowie auf die Teilnahme an den großen Sikh-Festen, an erster Stel-
le Baisakhi im April/Mai nach westlichem Kalender, ferner die Ge-
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burtstage von Guru Nanak, dem Begründer der Sikh-Religion, und 
dem zehnten Guru Gobind Singh (1666–1708), der die Religion in der 
heute vorliegenden Form strukturiert und organisiert hat. Ähnlich 
wie für die hinduistischen Punjabis kann auch für die Stellung der 
Sikhs in der Gesellschaft festgehalten werden, dass es ihnen – bei 
Bewahrung ihrer ethnischen, kulturellen und religiösen Identität – 
gelungen ist, sich gut in die Thai-Gesellschaft zu integrieren. Dass 
eine solche Integration den Hindus und Sikhs besser gelungen ist 
als den Muslimen (und manchen Christen), kann man damit erklä-
ren, dass der Thai-Buddhismus in seinem Kern wie der Hinduismus 
und Sikhismus ursprünglich eine „indische“ Religion ist, so dass 
diese aus der Perspektive der Thai – im Unterschied zu Muslimen 
und Christen – weniger den Eindruck von „fremden“ Religionen er-
wecken. 

Nicht anerkannte Religionen
Nicht anerkannte Religionen dürfen praktiziert werden, sie erfah-
ren aber keine Unterstützung zum Beispiel in finanzieller oder ma-
terieller Hinsicht, wie dies bei anerkannten Religionen durch das 
Büro für religiöse Angelegenheiten geschieht. Seit 1984 sind keine 
Religionen mehr neu anerkannt worden, wobei in den meisten Fäl-
len ein quantitatives Argument für die Verweigerung der Anerken-
nung genannt wird, auch wenn manche Religionsgemeinschaften 
die erforderte Zahl an Mitgliedern erreichen. So hat die Kirche Jesu 
Christi der Heiligen der Letzten Tage etwa 22.000 Anhänger18, Je-
hovas Zeugen haben rund 10.000 Mitglieder19 und der Baha’i-Re-
ligion gehören rund 65.000 Personen an, allerdings dürfte die Zahl 
der im Gemeindeleben aktiven Personen geringer sein.20 Genauso 
sind die 300 bis 400 Juden,21 die in Thailand leben, eine innerhalb 
der Gesamtbevölkerung zu vernachlässigende Größe. Obwohl diese 
Religionsgemeinschaften – mit Ausnahme des Judentums – missio-
narisch aktiv sind, sind die Konversionsraten unter Thai gering, weil 
sie als international verbreitete Glaubensformen zwar zur Kenntnis 
genommen, aber als „unpassend“ für Thai empfunden werden. 

Etwas anders stellt sich die Situation bei jenen Chinesen (oder 
Thai-Chinesen) dar, die sich dem Daoismus oder dem (religiösen) 
Konfuzianismus zugehörig fühlen. Wenn sie diese religiöse Zuord-

nung exklusiv verstehen, so bleiben sie außerhalb des Spektrums 
anerkannter Religionen. Allerdings ist das Problem durch das unter 
Chinesen weit verbreitete Konzept der „drei Lehren“ (san jiao) ent-
schärft, worunter man die gleichzeitige Zugehörigkeit zu Buddhis-
mus, Daoismus und Konfuzianismus versteht. Somit ist die Zuge-
hörigkeit zu einer anerkannten Religion gegeben. Ein statistischer 
Wert, wie viele Chinesen außerhalb des Buddhismus (als einzelner 
Religion oder innerhalb der drei Lehren) eine chinesisch-religiöse 
Lehre und Praxis befolgen, ist nicht bekannt.

Problematisch ist das Fehlen der ethnischen Religionen22 der 
„Bergvölker“ Thailands unter den anerkannten Religionen. Diese 
Religionen haben keine internationale Verbreitung, so dass sie in-
nerhalb der nationalistischen Thai-Ideologie als „rückständig“ be-
wertet werden. Dadurch werden ihre Anhänger immer wieder Ziel 
von Aktionen, die mit der Thammacarik-Praxis vergleichbar sind, 
das heißt auf die Konversion von Angehörigen dieser ethnischen 
Religionen zum Buddhismus ausgerichtet sind. Bei diesen nicht an-
erkannten Religionen ist die Religionsfreiheit daher stärker gefähr-
det als bei anderen.
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Der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte 
(IPbpR)23 ist ein Meilenstein in der globalen völkerrechtlichen Fest-
legung der Menschenrechte im Allgemeinen. Nach mehrjährigen 
Beratungen wurde der Text am 16. Dezember 1966 beschlossen, al-
lerdings trat der Pakt erst am 23. März 1976 in Kraft, nachdem 53 
Staaten ihn ratifiziert hatten.24 Thailand ist am 29. Oktober 1996 dem 
Pakt beigetreten,25 wobei die ständige thailändische Vertretung bei 
den Vereinten Nationen nach der Ausrufung des Kriegsrechts am 
20. Mai 2014 ausdrücklich erklärt hat, dass dadurch die Religions-
freiheit, die im Pakt formuliert ist, in keiner Weise in Frage gestellt 
wird. Dem Ersten Fakultativprotokoll zum IPbpR vom 16. Dezember 
1966, das ein individuelles Klagerecht gegen Verstöße des Paktes 
ermöglicht, ist Thailand bislang nicht beigetreten.26

Hinsichtlich der Religionsfreiheit enthält Artikel 18 des IPbpR 
aufgrund der Annahme des Paktes eine für das Königreich Thailand 
verbindliche Definition, die folgendermaßen lautet: 

(1)  Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, Gewis-
sens- und Religionsfreiheit. Dieses Recht umfasst 
die Freiheit, eine Religion oder eine Weltanschau-
ung eigener Wahl zu haben oder anzunehmen, und 
die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung 
allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich 

oder privat durch Gottesdienst, Beachtung religiöser 
Bräuche, Ausübung und Unterricht zu bekunden.

(2)  Niemand darf einem Zwang ausgesetzt werden, 
der seine Freiheit, eine Religion oder eine Weltan-
schauung seiner Wahl zu haben oder anzunehmen, 
beeinträchtigen würde.

(3)  Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung 
zu bekunden, darf nur den gesetzlich vorgesehe-
nen Einschränkungen unterworfen werden, die 
zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, 
Gesundheit, Sittlichkeit oder der Grundrechte und 
-freiheiten anderer erforderlich sind.

(4)  Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Freiheit 
der Eltern und gegebenenfalls des Vormunds oder 
Pflegers zu achten, die religiöse und sittliche Er-
ziehung ihrer Kinder in Übereinstimmung mit ihren 
eigenen Überzeugungen sicherzustellen.

Prinzipiell zitiert Artikel 18 den entsprechenden Artikel der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen von 
1948, allerdings mit einer sprachlich geringen, inhaltlich jedoch 
weitreichenden Änderung.27 Denn die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte spricht von der „Freiheit, eine Religion oder Über-
zeugung zu wechseln“, während im IPbpR nur von der „Freiheit, eine 
Religion oder eine Weltanschauung eigener Wahl zu haben oder 
anzunehmen“, die Rede ist, was eine Einschränkung der Religions-
freiheit bedeutet, vor allem als Zugeständnis zu islamisch gepräg-
ten Staaten. Zugleich ermöglicht der IPbpR – über die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte hinausgehend – den Nationalstaa-
ten dann eine Einschränkung der Religionsausübung, wenn dies zu-
gunsten der Gesamtgesellschaft notwendig ist. 

Die Allgemeine Bemerkung (General Comment) Nr. 22 vom 20. Juli 
1993 konkretisiert einige der im IPbpR enthaltenen Rechte. So wird 
dort hervorgehoben, dass Religionsfreiheit universell gültig ist, das 
heißt für alle Menschen und alle Weltanschauungen gilt: „Artikel 18 
schützt theistische, nicht-theistische und atheistische Anschauun-
gen sowie das Recht, sich zu keiner Religion oder Weltanschauung 
zu bekennen.“28 Hervorzuheben ist, dass der General Comment mit 
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der ausdrücklichen Nennung der Möglichkeit des Religionswechsels 
(Abs. 5) wieder auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 
1948 zurückgreift und die im IPbpR vorgenommene Abschwächung 
revidiert. Die Tatsache, dass eine Religion von einer klaren Mehrheit 
in einem Staat praktiziert wird, darf zudem nicht zur Benachteiligung 
von Angehörigen anderer Religionen – etwa im Bereich der Ausübung 
von Berufen im Staatsdienst oder bei wirtschaftlichen Aktivitäten – 
führen (Abs. 9). Zudem muss die Möglichkeit gegeben sein, den Mili-
tärdienst aus Gewissensgründen zu verweigern und durch alternati-
ve Dienstformen zu ersetzen (Abs. 11). 

Staatliche Einschränkungen der im IPbpR enthaltenen Religions-
freiheit sind strengen Kriterien unterworfen, um die Substanz des 
Rechtes zu wahren. Dabei dürfen mögliche gesetzlich vorgesehene 
Einschränkungen zum Schutz der Sicherheit und der öffentlichen 
Ordnung sowie zum Schutze der Rechte anderer ausschließlich das 
forum externum betreffen, das die Verwirklichung und Betätigung 
der Überzeugung nach außen beschreibt. Der innere personale 
Schutzbereich des Menschen als Ort, an dem die innere Überzeu-
gungsbildung stattfindet, wird als forum internum bezeichnet und 
gilt als absolut geschützt.

Die Aussagen des IPbpR in Bezug auf Religionsfreiheit sind auf-
grund der Anerkennung des Paktes durch Thailand verbindlich. 
Staaten, die diesen Pakt ratifiziert haben, dürfen nicht ungerecht-
fertigt in die religiöse Freiheit Einzelner eingreifen, müssen vor 
Einschränkungen durch Dritte schützen und durch entsprechende 
umfangreiche Maßnahmen die Religionsfreiheit als Menschenrecht 
fördern und ihre Gewährung erleichtern.29

VERFASSUNGSRECHTLICHER RAHMEN 
Der Militärputsch vom 22. Mai 2014 hat die Verfassung des Jahres 
2007 durch eine schnell erlassene Übergangsverfassung außer 
Kraft gesetzt. Diese Übergangsverfassung schreibt weder die bisher 
garantierte Religionsfreiheit noch den Schutz vor Diskriminierung 
aufgrund der Religionszugehörigkeit fest, sondern nennt nur all-
gemein den Schutz der Menschenrechte und die Gleichheit aller 
Menschen. Proteste, dass dies eine Verschlechterung der Situation 
der Religionen bewirken könnte, führten zu dem positiven Ergebnis, 
dass der am 29. März 2016 vorgelegte Entwurf für eine neue Ver-
fassung das Thema „Religion(en)“ wieder explizit aufnahm. Diese 
Verfassung30 ist durch König Rama X. am 6. April 2017 in Kraft gesetzt 
worden. Ähnlich wie die Verfassung von 2007 hebt auch die aktuelle 
Verfassung die Rolle des Königs hervor, der nach Artikel 7 Buddhist 
sein muss. In der aktuellen Verfassung sind seine Machtbefugnis-
se gegenüber 2007 erweitert worden. Im Falle eines längeren Aus-
landsaufenthalts muss er zum Beispiel nunmehr keinen stellver-
tretenden Regenten ernennen, was eine Annäherung seiner Macht 
an eine absolute Monarchie darstellt. 

Die Religionsfreiheit ist in Artikel 31 festgeschrieben:
 Jede Person genießt die volle Freiheit, sich zu einer 

Religion zu bekennen und die Freiheit, eine entspre-
chende Form der Anbetung in Übereinstimmung mit 
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ihren religiösen Prinzipien zu praktizieren, sofern 
dies nicht den Pflichten jeder thailändischen Person 
widerspricht: Weder darf die Sicherheit des Staates 
noch die öffentliche Ordnung oder die gute Moral 
dadurch gefährdet werden.

Im Vergleich mit dem fast gleichlautenden Text von 2007 ist eine 
Einschränkung hervorzuheben. Während 2007 davon die Rede war, 
dass eine Religion nicht gegen die bürgerlichen Rechte eines Ein-
zelnen verstoßen dürfe, ist nun von der Gefährdung der Sicherheit 
des Staates die Rede, was potentiell die Beschränkung von Reli-
gionsfreiheit von Seiten des Staates ermöglicht. 

Größere Diskussionen und Bedenken hat jedoch Artikel 67 von 
Seiten der nichtbuddhistischen Religionen ausgelöst. Wie schon 
2007 heißt es auch in der aktuellen Verfassung, dass der Staat den 
Buddhismus als Religion, der die meisten Thai angehören, sowie 
die anderen Religionen fördern und beschützen soll. Die Nennung 
des Buddhismus ist eine indirekte Bevorzugung der Mehrheits-
religion, die durch die weiteren Aussagen in diesem Artikel noch 
verstärkt wird. Es ist – im Unterschied zu 2007, als von der Förde-
rung von Harmonie zwischen den Religionen und der Ermunte-
rung, religiöse Prinzipien zur Entwicklung von Werthaltungen und 
zur Verbesserung des Lebens zu nutzen, die Rede war – nun ein 
anderer Aspekt hervorgehoben: Der Staat soll die Prinzipien des 
Theravada-Buddhismus durch Unterweisung verbreiten und Maß-
nahmen ergreifen, damit der Buddhismus in keiner Weise unter-
wandert und geschwächt wird. Solche Maßnahmen sollen auch 
durch Buddhisten selbst ergriffen werden, um die „Religion“ (sa-
sana) zu schützen. 

Gegenüber dem Textentwurf von März 2016, in dem noch von 
der „Schändung des Buddhismus“ die Rede war, ist mit der Nen-
nung der „Unterwanderung“ zwar eine Abschwächung gegeben. 
Dennoch erregt diese Formulierung Besorgnis unter der nicht-
buddhistischen Bevölkerung – am stärksten bei den Muslimen in 
den südlichen Provinzen. Um dieser Kritik und Sorge entgegen-
zuwirken, hat der Militärrat am 22. August 2016 ein Dekret zur 
Erläuterung des Artikels 67 erlassen. Darin wird betont, dass der 

Staat alle anerkannten Religion schützt, aber zugleich verpflich-
tet ist, die „Richtigkeit“ der öffentlich verbreiteten Lehren zu 
kontrollieren. Obwohl das Dekret eigentlich eine Gewährleistung 
der Religionsfreiheit bieten sollte, ist es in zwei Punkten weiter 
einschränkend. Es schafft durch die explizite Nennung der „aner-
kannten“ Religionen eine Differenzierung zwischen anerkannten 
(und das heißt nun „geschützten“) Religionen und den anderen, 
die keinen staatlichen Schutz beanspruchen können. Aber auch 
die Freiheit der anerkannten Religionen wird eingeschränkt, in-
dem der Staat in Anspruch nimmt, über die „Richtigkeit“ der Leh-
re zu urteilen und damit in das Selbstverständnis der Religionen 
einzugreifen.  

Resümierend muss daher festgehalten werden, dass die Verfas-
sung von 2017 rechtlich einen Rückschritt bezüglich der Religions-
freiheit darstellt. Positiv ist jedoch zu vermerken, dass dies bislang 
nicht zu maßgeblichen Einschränkungen der Religionsfreiheit in der 
Praxis geführt hat.31

VERLETZUNG DER RELIGIONSFREIHEIT 
DURCH STAATLICHE AKTEURE 

Eine scharfe Trennung zwischen Verletzungen der Religionsfrei-
heit durch staatliche bzw. durch nichtstaatliche Akteure ist nicht 
immer möglich. Wegen der engen Verbindung von Thai-Natio-
nalismus und Buddhismus sowie des Prinzips der Unteilbarkeit 
der Nation können Aktivitäten gegen „Nichtbuddhistisches“ oder 
gegen separatistische Strömungen zwar als „staatlich“ charak-
terisiert werden, sie können aber genauso von nichtstaatlichen 
Akteuren initiiert werden, die aufgrund der nationalen Ideologie 
nichtbuddhistische Religionen als kulturell und gesellschaftlich 
„unpassend“ empfinden und diese daher einschränken. Einige 
Bereiche von Einschränkungen der Religionsfreiheit,32 die primär 
durch staatliche Akteure erfolgen, seien anhand der rechtlichen 
Aussagen, wie sie im IPbpR und in der Verfassung genannt sind, 
dargestellt.
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Staatliche Kontrolle der Richtigkeit der Lehre 
Das im Jahr 2002 eingerichtete Nationale Buddhismus-Büro ist for-
mal jenes Gremium, das den Buddhismus – sowohl Theravada als 
auch Mahayana – kontrolliert. Diese staatliche Institution ist eng 
mit dem Obersten Sangha-Rat verknüpft. So überrascht es nicht, 
dass dieser Rat im Zusammenhang mit der Diskussion um die Ver-
fassung nach dem Militärputsch von 2014 einen Erlass veröffent-
licht hat, der besagt, dass auf dem Areal von Tempeln keine Akti-
vitäten und Kundgebungen stattfinden dürfen, die die „nationale 
Sicherheit, gesellschaftliche Ordnung und öffentliche Moral“ ge-
fährden. Diese Formulierung entspricht exakt dem späteren Wort-
laut der Verfassung und dient dazu, „(regierungs)kritische“ Mönche 
und Laien mundtot zu machen. 

Ein anderer Eingriff in die Religionsfreiheit ist Ende 2016 durch 
die Militärregierung erfolgt, indem das Sangha-Gesetz (Ordens-
gesetzgebung) aus dem Jahr 1962 dahingehend geändert wurde, 
dass der oberste Patriarch des Buddhismus nicht mehr durch den 
Sangha-Rat, sondern direkt durch den König ernannt werden muss. 
Das Ziel dieser Änderung war es, die Ernennung von Somdet Chu-
ang, der der oben genannten Thammakay-Bewegung nahesteht, zu 
verhindern. An seiner Stelle wurde der 90-jährige Mönch Somdet 
Phra Maha Monivong, der traditionelle oder „konservative“ Thera-
vada-Lehren favorisiert, als oberster Patriarch der „Religion“ (sa-
sana) ernannt. Mit der staatlichen „Kontrolle“ der „Richtigkeit“ des 
Buddhismus hängt auch die Auseinandersetzung um Phra Dham-
machayo, den Begründer der Thammakay-Bewegung, zusammen. 
Er wurde in einer großen Polizeiaktion von Mitte Februar bis Mit-
te März 2017 landesweit gesucht, um ihn wegen unklarer Geldge-
schäfte festzunehmen. Wie weit diese Geldgeschäfte kriminell oder 
eher nur der Vorwand sind, um den gesellschaftlichen Einfluss des 
Mönchs und seiner Bewegung zu beschränken, ist umstritten. Si-
cher ist aber, dass die Thammakay-Bewegung, die tendenziell auf 
der Seite der sogenannten Rothemden um Thaksin Shinawatra und 
dessen Politik steht, von den Militärs als Gegner ihrer Interessen ge-
sehen wird. Phra Dhammachayo ist seiner Verhaftung wahrschein-
lich durch die Flucht nach Europa entgangen, wobei sein derzeitiger 
Aufenthaltsort öffentlich nicht bekannt ist.

Ein Erlass des Nationalen Buddhismus-Büros im September 2017 
ermöglichte der Polizei, in einer Reihe von Tempeln Untersuchun-
gen vorzunehmen, wobei als Ergebnis unter anderem fünf Äbte des 
Missbrauchs staatlicher Autorität beschuldigt wurden. Im Februar 
2018 wurden sechs weitere, zum Teil hochrangige Mönche unter 
Korruptionsvorwürfen festgenommen. Die Grenzziehung zwischen 
strafrechtlichen Vergehen solcher Mönche und der Beschränkung 
der Tätigkeit „unliebsamer“ Mönche durch die Polizei und das Na-
tionale Buddhismus-Büro ist in diesen Fällen nicht immer exakt zu 
ziehen. Manchmal ist der Eindruck nicht zu vermeiden, dass solche 
staatlichen Aktionen (auch) das Ziel haben, dem Buddhismus eine 
den staatlichen Autoritäten passende Ausrichtung unter Ausgren-
zung kritischer Mönche zu geben.

Staatliche Bevorzugung  
bzw. Kontrolle religiöser Unterweisung
Seit den späten 1960er Jahren kommt es immer wieder zu Span-
nungen bezüglich der Frage, welche Rolle das Religionsbekenntnis 
im schulischen Unterricht spielen darf. In den damaligen Fällen 
bezog sich der Konflikt auf die Vorschrift, dass alle Schülerinnen 
und Schüler die Geste des sogenannten wai ausführen müssen – 
unabhängig von der Religionszugehörigkeit.33 Mit wai bezeichnet 
man eine mit zusammengelegten Handflächen durchgeführte Ver-
neigung vor einer Buddhastatue als religiöse Ehrerweisung – ein 
Gestus, der vor allem von Muslimen und Christen abgelehnt wird, 
weil sie ihn als nicht mit den eigenen religiösen Überzeugungen 
vereinbar ansehen. Auch wenn aufgrund von Protesten diese Rege-
lung danach offiziell außer Kraft gesetzt wurde, bleibt ein sozialer 
Druck auf nichtbuddhistische Schülerinnen und Schüler erhalten, 
deren Religionsfreiheit abhängig von der persönlichen Haltung der 
Lehrpersonen geachtet oder gefährdet wird. Dass im Schulwesen 
nicht immer völlige Religionsfreiheit besteht, zeigt sich durch einen 
vom Erziehungsministerium im Jahr 2008 wieder aktualisierten Er-
lass, demzufolge Schülerinnen und Schüler in Schulen, die auf dem 
Areal eines buddhistischen Tempels stehen, eine Schuluniform tra-
gen müssen. Kleidung, die – wie zum Beispiel ein Kopftuch (hijab) 
bei muslimischen Mädchen – eine religiöse Symbolik ausdrücken 
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kann und die bislang geduldet war, wurde nun untersagt. Die Klei-
dungsvorschriften beschneiden das Recht der Kinder bzw. der er-
ziehungsverantwortlichen Eltern, die eigene Religion symbolisch 
auszudrücken. Die gesetzliche Problematik dieser Regelung ist in 
den letzten Jahren besonders im Süden des Landes unter der mus-
limischen Bevölkerung wieder virulent geworden, da muslimische 
Mädchen auch in der Schule einen Hijab tragen wollten, was ihnen 
von Schulbehörden untersagt wurde. Allerdings hat der Administ-
rative Gerichtshof der Provinz Songkla im Oktober 2017 eine vorläu-
fige Verfügung erlassen, die besagt, dass Schulen keine Sanktionen 
gegen Schülerinnen und Schüler wegen einer islamisch konnotier-
ten Kleidung aussprechen dürfen. Diese Gerichtsentscheidung zeigt 
positiv die Möglichkeit des Schutzes der Religionsfreiheit durch 
staatliche Akteure (Gerichte),34 die der Beschränkung der Religions-
freiheit durch andere staatliche Akteure (Schulbehörden) wider-
sprechen. 

Problematischer Umgang mit Flüchtlingen
Am 11. Januar 2019 ist die 18-jährige Rahaf Al-Qunun aus religiösen 
Gründen aus Saudi-Arabien nach Bangkok geflüchtet, um von dort 
weiter nach Kanada zu reisen und politisches Asyl zu erhalten.35 
Die Behörden in Bangkok wollten die junge Frau ursprünglich wie-
der nach Saudi-Arabien abschieben. Aufgrund globaler Medienauf-
merksamkeit ist dies zwar nicht geschehen, der Fall zeigt aber die 
Problematik der Nichtanerkennung von Flüchtlingen aus religiösen 
Gründen durch Thailands Behörden. Thailand hat der UN-Flücht-
lingskonvention von 1951 und dem dazugehörigen Protokoll von 
1967 nicht zugestimmt. Dadurch gelten Flüchtlinge in Thailand als 
illegale Einwanderer, was mit Abschiebung oder Gefängnis geahn-
det wird. 

Die größte Zahl von Flüchtlingen mit islamischer Religionszuge-
hörigkeit sind Rohingyas aus dem Westen Myanmars, die der wirt-
schaftlichen, ethnischen und religiösen Marginalisierung und Ver-
folgung in Thailands Nachbarland als Bootsflüchtlinge entkommen 
möchten. Wenn sie in Thailand an Land gehen, droht ihnen Verhaf-
tung und Abschiebung in eine unsichere Zukunft in Myanmar. Eine 
andere Verhaftungsaktion betraf im März 2014 rund 50 muslimische 

Uiguren aus der Volksrepublik China, die der Verfolgung wegen 
ihrer religiösen (und damit verbundenen nationalistischen) Über-
zeugung durch die chinesischen Behörden entgehen wollten. Auch 
Ahmadiyya-Muslime, deren Religionsausübung in der Islamischen 
Republik Pakistan36 verboten und durch hohe Gefängnisstrafen be-
droht ist, werden in Thailand nicht als Flüchtlinge aus religiösen 
Gründen akzeptiert.

Eine andere Flüchtlingsgruppe bilden mehrere tausend Christen 
aus Pakistan, die im Laufe des letzten Jahrzehnts vor der Verfolgung 
aus Glaubensgründen geflohen sind. Ihr Schicksal in Thailand ist 
bis zur Gegenwart dadurch zu charakterisieren, dass die meisten 
von ihnen unter unmenschlichen und hygienisch höchst proble-
matischen Bedingungen in Lagern oder Abschiebehaft festgehal-
ten werden – mit teilweise tödlichen Konsequenzen wie im Fall 
eines 35-Jährigen, der nach einem unbehandelten Herzinfarkt am 
27. Mai 2017 in der Abschiebehaft starb. Weitere christliche Flücht-
linge stammen aus Vietnam, dabei handelt es sich vor allem um 
Angehörige der beiden ethnischen Gruppen der Hmong und der 
Montagnards; von Letzteren wurden am 28. August 2018 insgesamt 
181 Personen bei einer Razzia festgenommen. 

Als dritte Gruppe sind – allerdings in zahlenmäßig geringerem 
Ausmaße – chinesische Falun-Gong-Anhänger zu erwähnen; diese 
neue religiöse Bewegung ist seit rund einem Vierteljahrhundert in 
der Volksrepublik China verboten, so dass manche Anhänger der 
Bewegung der Verfolgung durch Flucht in den Norden Thailands 
entkommen möchten. Zwar ist es der Falun-Gong-Bewegung gelun-
gen, 2015 in Thailand als Nichtregierungsorganisation anerkannt zu 
werden, aber unter den Anhängern, von denen manche illegal nach 
Thailand eingereist sind, bleibt die Angst bestehen, nach China ab-
geschoben zu werden, wo ihnen aufgrund ihrer religiösen Ausrich-
tung Gefängnisstrafen drohen. 

Der grundsätzlich restriktive Umgang Thailands mit Flüchtlingen 
ist menschenrechtlich problematisch. Da viele Flüchtlinge in Thai-
land aber aufgrund religiöser Restriktion oder Verfolgung ihre Hei-
mat verlassen haben, ist die Ablehnung – bzw. Festsetzung – dieser 
Flüchtlinge zugleich ein Verstoß des thailändischen Staates gegen 
die Freiheit, eine Religion nach eigener Wahl praktizieren zu dürfen.
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VERLETZUNG DER RELIGIONSFREIHEIT 
DURCH NICHTSTAATLICHE AKTEURE

Sozialer Druck auf und Kritik an religiöser  
Überzeugung durch „Stimmungsmacher“
Im Vorfeld der Diskussion um die neue Verfassung gab es Aktivi-
täten von pressure groups, die von wortgewaltigen Mönchen und 
nationalistischen Laien angeführt wurden, um den Buddhismus zur 
Staatsreligion zu machen. Ihrem Druck wurde zwar nicht nachgege-
ben, zugleich machen die Geschehnisse deutlich, dass nichtstaatli-
che Akteure durchaus aktiv sind, um die Freiheit anderer Religionen 
zugunsten des Buddhismus zu beschränken. Dies ist keine rezente 
Situation, da unter Buddhisten immer wieder Stimmen laut wer-
den, die die Gefährdung des Buddhismus durch Christentum und 
Islam behaupten. Dabei wird oft auf Stereotype zurückgegriffen. So 
wird beispielsweise das Christentum als Form der Kolonialisierung 
Thailands betrachtet oder es wird Kritik an den seit dem Zweiten 
Vatikanischen Konzil in der katholischen Kirche vorhandenen In-
kulturationsversuchen geübt.37 Die Inkulturation als Verbindung 
von christlicher Kultur und (liturgischer) Symbolik mit Ausdruckfor-
men der Thai-Kultur wird dabei von Kritikern als Versuch gesehen, 
den Buddhismus Thailands zu „unterwandern“. Ein maßgeblicher 
Akteur, wenn es um solche Anschuldigungen geht, ist das im Jahr 
2001 gegründete Zentrum zum Schutz des Buddhismus.38 Dessen 
Sprecher beschwören die Gefahr des Untergangs des Buddhismus, 
die vom Christentum und vom Islam ausgehe, wobei die drohen-
de Islamisierung Thailands stärker betont wird. Daraus entstehen 
immer wieder unterschiedliche antiislamische Aktionen: So haben 
beispielsweise im Jahr 2015 Buddhisten in den Provinzen Khon 
Kaen und Sakhon Nakhon gegen die Errichtung von Moscheen op-
poniert oder in Chiang Mai gegen die Errichtung eines Industrie-
gebiets protestiert, das entsprechend den muslimischen Reinheits-
vorschriften (halal) geführt werden sollte. Solche von der lokalen 
buddhistischen Bevölkerung durchgeführte Aktionen wenden sich 
gegen die muslimische Mitbevölkerung und deren Recht auf freie 
Religionsausübung. Überregional bekannt geworden ist der Mönch 

Apichat Punnajanatho in Songkla, der 2015 über Facebook und an-
dere soziale Medien dazu aufgefordert hatte, als Rache für den Tod 
von Buddhisten während der ethnischen Unruhen im Süden des 
Landes Moscheen niederzubrennen. Im September 2016 wurde Api-
chat in Songkla verhaftet, um seine antimuslimische Hasspropa-
ganda zu unterbinden. Nach der Verhaftung wurde er offiziell aus 
dem Mönchsstand ausgeschlossen und der Polizei zur strafrecht-
lichen Verfolgung übergeben; eine solche fand in der Folge jedoch 
nicht statt und der Ex-Mönch wurde freigelassen. Das heißt, dass 
die „private“ Verletzung der Religionsfreiheit im vorliegenden Fall 
nicht weiter von den staatlichen Behörden verhindert wurde, ob-
wohl Hassrede gegen andere Religionen, die Beleidigung von An-
gehörigen anderer Religionen oder die Störung von Gottesdiensten 
verboten sind und mit Geld- oder Gefängnisstrafen geahndet wer-
den können.

Genauso wird auch das Christentum vom Zentrum zum Schutz 
des Buddhismus als eine Bedrohung für das Land angesehen. Es 
herrscht oft eine ambivalente Einstellung gegenüber den Christen, 
indem (soziale) Leistungen der Kirchen zwar gewürdigt werden, 
buddhistische Meinungsmacher aber auch die Angst vor einer „Un-
terwanderung“ der Thai-Gesellschaft durch Christen schüren. Um 
den eigenen politischen Erfolg zu sichern, vertreten lokale Politiker 
oft die Interessen von (radikalen) Buddhisten gegenüber christ-
lichen Bürgern. Dies setzt jedoch Christen (sowie zum Christen-
tum konvertierte oder am Christentum interessierte Thai) gerade 
in ländlichen Gebieten unter sozialen Druck bzw. führt dazu, dass 
sie wenig Akzeptanz erfahren.39 Allerdings sollte nicht übersehen 
werden, dass auch evangelikale oder fundamentalistische christ-
liche Gruppen gelegentlich mit antibuddhistischen Aktionen Auf-
sehen erregen, wenn sie Buddhisten zur Konversion auffordern, da 
diese sonst in die Hölle kämen. Obgleich sich die katholische und 
die anerkannten protestantischen Kirchenführungen von solchen 
Aktionen distanzieren, da dies einem gesellschaftlichen Miteinan-
der der Religionen abträglich ist, fördern solche Aktionen eine anti-
christliche Stimmung, wobei – aufgrund der klaren Strukturierung 
der römisch-katholischen Kirche – viele Thai das Christentum un-
zutreffend mit Katholizismus gleichsetzen. 
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Die Ablehnung der buddhistischen  
Nonnen-Ordination 
Zur Religionsfreiheit gehört die Möglichkeit, Religion auch in Ge-
meinschaft ausüben zu dürfen bzw. gemeinschaftliche Lebensfor-
men für die religiöse Praxis zu wählen. Anders als die anerkannte 
Lebensform als buddhistischer Mönch werden Frauen, die als or-
dinierte Theravada-Nonnen (bhikkhuni) ihre Religion praktizieren 
wollen, in Thailand bislang nicht anerkannt. Die Bhikkhuni-Bewe-
gung40 hat in den 1920er Jahren begonnen, allerdings hat der obers-
te Patriarch des Ordens bereits 1928 die Frauenordination verboten. 
Dieses Verbot ist nicht nur bis heute gültig, sondern wurde 2001 und 
2004 erneut bekräftigt, wodurch das Recht auf religiöse Selbstbe-
stimmung buddhistischer Frauen institutionell durch den Mönchs-
orden verhindert wird. Thai-Nonnen, die entweder in Sri Lanka 
oder in Taiwan ordiniert wurden, weil dies in der thailändischen 
Ordenshierarchie nicht möglich ist, sind gegen diese Einschrän-
kungen vorgegangen: Im Februar 2017 sowie erneut 2018 haben sie 
bei der Nationalen Kommission für Menschenrechte eine Petition 
eingebracht. Sie fordern eine gesetzliche Möglichkeit zur Anerken-
nung als Nonnen. Da der institutionalisierte Orden und der oberste 
Patriarch gegen eine solche Gesetzesregelung opponieren, hatten 
diese Petitionen bislang keinen Erfolg. Weil Nonnen gesetzlich nicht 
anerkannt sind, werden die Frauenklöster auch nicht durch die vom 
Nationalen Buddhismus-Büro verwalteten staatlichen Geldmittel 
unterstützt, was einer Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
widerspricht. 

DIALOGPOTENTIAL 
Das Modell der „religiösen Harmonie“ wurde durch den 2016 verstor-
benen König Rama IX. Bhumipol aktiv propagiert. Und obwohl die 
Aussage über „Harmonie“ zwischen den Religionen in der aktuel-
len Verfassung aufgrund einer Streichung nicht vorkommt, ist das 
staatlich motivierte Streben nach einer solchen Harmonie nicht ver-
schwunden. Blickt man zurück, so ist das Jahr 1976 mit der Grün-
dung der Koordinierungsgruppe für Religion und Gesellschaft durch 

Buddhisten und Christen der Ausgangspunkt solcher „staatlicher“ 
Harmoniebestrebungen – nach den Unruhen von 1973, die letztlich 
auch zur erneuten Machtübernahme durch die Militärs im Oktober 
1976 geführt hatten. Ziel des staatlichen Interesses am Dialog zwi-
schen Religionen ist dabei, die Spannungen zwischen einzelnen ge-
sellschaftlichen Gruppen durch die Instrumentalisierung der aner-
kannten Religionen im Dienste des Staats zu minimieren. Dies führt 
dazu, dass der Premierminister bis heute regelmäßig hochrangige 
Religionsführer zum gemeinsamen Dialog einlädt. Dieser bleibt aber 
auf die elitäre Ebene beschränkt und hat kaum Bedeutung für einen 
Dialog an der Basis. Interreligiöse Events wie beispielsweise eine „in-
terreligiöse“ Fahrradtour mit 1.500 Teilnehmern durch Bangkok, die 
vom Büro für religiöse Angelegenheiten 2015 durchgeführt wurde, 
sind eher als öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen zu werten, die 
aber wenig Dialogpotential für den Alltag entfalten.

Auf der Dialogebene der „Eliten“ engagiert sich auch das Institut 
für Religion, Kultur und Frieden41 an der im Jahr 1996 gegründeten 
Payap Universität in Chiang Mai; die Universität ist mit der Church of 
Christ in Thailand verbunden. Das Institut verfolgt vor allem zwei Ziele: 
Es möchte das gegenseitige Verständnis der Religionen fördern sowie 
Versöhnungsaktivitäten zwischen den religiösen, gesellschaftlichen 
und ethnischen Gruppen in Thailand initiieren, wobei der Fokus auf 
Buddhismus und den ethnischen Gruppen im Norden Thailands liegt. 

Auf Seiten der römisch-katholischen Kirche fördert die thailän-
dische Bischofskonferenz – besonders durch das Büro für inter-
religiösen Dialog des Erzbistums Bangkok – den Dialog, der eben-
falls vor allem mit Buddhisten geführt wird. Durch die katholischen 
Schulen in Thailand, deren Schülerinnen und Schüler in der Mehr-
heit nicht katholisch sind, fließen ebenfalls katholische Werte in 
die Bildung und damit Gestaltung der Gesellschaft dialogisch ein. 

Dialog im „Alltag“ betrifft – neben dem erwähnten Schulwesen 
– die Ebene des Zusammenlebens, zumal die Mehrheit der christ-
lichen Eheschließungen „Mischehen“ mit (meist) buddhistischen 
Partnerinnen oder Partnern sind, während christlich-interkonfes-
sionelle Mischehen kaum vorkommen. Das bedeutet, dass das Dia-
log- bzw. Abgrenzungspotential ökumenisch anders gelagert ist als 
interreligiös. Genauso darf man das Dialogpotential von Sozial- und 
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Entwicklungsprojekten nicht unterschätzen, um verarmten Bauern, 
ungelernten (Sex-)Arbeitern/Arbeiterinnen, Aids-Kranken oder Dro-
genabhängigen eine Perspektive zu geben. Auch hier existiert Zu-
sammenarbeit zwischen christlichen und buddhistischen Partnern, 
um aufgrund der jeweils eigenen religiösen Überzeugung Lebens-
bedingungen von tendenziell am Rand der Gesellschaft stehenden 
Personen zu verbessern. Die Vermittlung von Glaubensinhalten 
steht dabei im Hintergrund.

Einschränkend muss man bei diesen Dialogbemühungen aber 
auch feststellen, dass sie weitgehend auf den christlich-buddhisti-
schen Dialog fokussiert sind und den Islam zu wenig einbeziehen, 
wie das Treffen von Papst Franziskus mit dem buddhistischen Pa-
triarchen Somdet Phra Ariyavongsagatanana IX. am 21. November 
2019 im buddhistischen Tempel Wat Ratchabophit in Bangkok ge-
zeigt hat. Das Streben nach einer Kultur der Begegnung und einem 
respektvollen Dialog, bei dem auch Muslime stärker einbezogen 
werden, würde eventuell auch zur Minderung von Spannungen 
zwischen muslimischen und buddhistischen Gruppierungen bei-
tragen. In dieser Hinsicht könnte das interreligiöse Treffen an der 
Chulalongkorn-Universität am 22. November, bei dem ein gemisch-
ter Chor aus christlichen Jugendlichen, die ethnischen Gruppen im 
Norden Thailands angehören, und muslimischen Jugendlichen aus 
der malaiischen Minderheit im Süden Thailands gemeinsam mit 
Papst Franziskus vor Vertretern und Studierenden aller in Thailand 
anerkannten Religionen aufgetreten ist, das christliche Dialogpo-
tenzial verstärken. 

Rekapituliert man Religionsfreiheit in Thailand, so kann man fest-
halten, dass diese sowohl den formell anerkannten wie auch den 
nicht anerkannten Religionen weitgehend gewährt wird. Die Bevor-
zugung des Buddhismus, die im Königreich traditionell gegeben 
war, ist in der aktuellen Verfassung nicht nur bestätigt, sondern 
implizit bestärkt worden, was unter Nichtbuddhisten die Sorge ent-
stehen lässt, dass sich die Bedingungen für Religionsfreiheit in 
Zukunft verschlechtern könnten. Bislang hat die seit dem Militär-
putsch von 2014 bestehende Regierung die Religionsfreiheit nicht 
wesentlich eingeschränkt. Allerdings zeigt der staatliche Eingriff 
bei der Ernennung des buddhistischen Patriarchen und in weiteren 
Fällen, dass nur ein schmaler Grat der Grenzziehung zwischen der 
Bewahrung der Religionsfreiheit und dem Eingriff des Staates zu-
gunsten des Buddhismus liegt. Die Gefahr besteht, dass Letzterer 
langfristig „verstaatlicht“ wird, was zu einer Benachteiligung ande-
rer Religionsgemeinschaften führen würde. Auch wenn staatliche 
Akteure sich bislang weitgehend an die gesetzliche Gewährleistung 
der Religionsfreiheit halten, sind es vor allem buddhistische pres-
sure groups (Laien und wortgewaltige Mönche), die in der Gesell-
schaft die Aufwertung des Buddhismus fordern und auch Ängste 
vor anderen Religionen – Islam und Christentum – schüren, indem 
sie diese als Gefährdung für den Buddhismus darstellen. Dadurch 
nimmt unter manchen Bevölkerungsschichten die Feindschaft oder 
zumindest negative Haltung gegenüber nichtbuddhistischen Reli-
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gionen in den letzten Jahren zu.42 Auch wenn Behörden und Gerich-
te gegen daraus resultierende Auswüchse vorgehen, ist die Sorge 
nicht vollkommen unberechtigt, dass sich mittelfristig die Situation 
der Religionsfreiheit in Thailand verschlechtern könnte. 

Schlechter als um Religionsfreiheit ist es in Thailand derzeit um 
die Beachtung anderer Menschenrechte bestellt. So sind die Mei-
nungsfreiheit, aber auch die Versammlungsfreiheit eingeschränkt, 
und Kritik an der Regierung bzw. an politischen Verhältnissen im 
Land kann eine strafrechtliche Verfolgung nach sich ziehen. Auch 
der Artikel 112 des Strafgesetzbuches zur Majestätsbeleidigung 
(Lèse-Majestè-Gesetz), durch den beleidigende Äußerungen und 
Handlungen gegenüber dem König, der königlichen Familie und der 
Monarchie unter Strafe gestellt sind, wird von Menschenrechtsak-
tivisten häufig in die Diskussion über die Einschränkung von Mei-
nungsfreiheit angeführt. Andere Problemfelder der Verletzung oder 
Gefährdung der Menschenrechte in Thailand betreffen Menschen-
handel und (sexuelle) Ausbeutung sowie den Umgang mit Flücht-
lingen. Da auch religiöse Verfolgung als Fluchtursache nicht an-
erkannt wird, überlappen sich bei diesem Thema die Missachtung 
von Menschenrechten und Religionsfreiheit.
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missio setzt sich ein für Religionsfreiheit im Sinne des Artikels 18 der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948, des Arti-
kels 18 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte 
(IPbpR) vom 16. Dezember 1966 und der Erklärung Dignitatis humanae des 
Zweiten Vatikanum über die Religionsfreiheit vom 7. Dezember 1965. Diese 
hält fest: 

„Das Vatikanische Konzil erklärt, dass die menschliche Person das Recht auf  
religiöse Freiheit hat. Diese Freiheit besteht darin, dass alle Menschen frei 
sein müssen von jedem Zwang sowohl von Seiten Einzelner wie gesellschaftli-
cher Gruppen, wie jeglicher menschlichen Gewalt, so dass in religiösen Dingen  
niemand gezwungen wird, gegen sein Gewissen zu handeln, noch daran gehin-
dert wird, privat und öffentlich, als einzelner oder in Verbindung mit anderen – 
innerhalb der gebührenden Grenzen – nach seinem Gewissen zu handeln. Fer-
ner erklärt das Konzil, das Recht auf religiöse Freiheit sei in Wahrheit auf die 
Würde der menschlichen Person selbst gegründet, so wie sie durch das geof-
fenbarte Wort Gottes und durch die Vernunft selbst erkannt wird. Dieses Recht 
der menschlichen Person auf religiöse Freiheit muss in der rechtlichen Ordnung  
der Gesellschaft so anerkannt werden, dass es zum bürgerlichen Recht wird.“ 
(Dignitatis humanae, 2)

missio
Internationales Katholisches 
Missionswerk e.V.
Fachstelle Menschenrechte
Postfach 10 12 48
52012 Aachen
Tel.: +49/241/7507-00
Fax: +49/241/7507-61-253
menschenrechte@missio-hilft.de

Redaktion: Katja Nikles
© missio 2020
ISSN 2193-4339
missio-Bestell-Nr. 600556

Spendenkonto
IBAN 
DE23 3706 0193 0000 1221 22
BIC: GENODED 1 PAX


